
Ökonomisches Eigeninteresse 

Nach der Logik der Rational Choice dürfte das individuelle ökonomische Eigeninteresse 
einen Einfluss auf die Zustimmung zur Vergesellschaftung privater 
Wohnungsunternehmen ausüben. Bei geringem politischem Interesse hat das 
Einkommen, nach dem Rational-Choice-Ansatz eine zentrale unabhängige Variable für die 
Erklärung sozialstaatlicher Einstellungen, keinen Einfluss auf die Einstellung zu 
Umverteilungsmaßnahmen (Jordan 2018).

H1: Je höher das politische Interesse, desto höher ist der Effekt der Mietbelastungsquote 
auf die Zustimmung zur Vergesellschaftung großer privater Wohnungsunternehmen.

Aufgrund des angespannten Berliner Wohnungsmarktes (vgl. IBB 2018) fordert die 
Initiative Deutsche Wohnen und Co enteignen die Vergesellschaftung privater 
Wohnungsunternehmen mit mehr als 3000 Wohnungen. Deren Antrag auf ein 
Volksbegehren wurde im Jahr 2019 mit 77.001 Unterschriften unterstützt (Deutsche 
Wohnen Enteignen 2019). Auf Grundlage von Theorien und empirischen Befunden der 
sozialstaatlichen Einstellungsforschung erscheinen sowohl das individuelle ökonomische 
Eigeninteresse als auch das politische Vertrauen, moderiert durch sogenannte Framing-
Effekte, als mögliche relevante Erklärungsansätze einer solchen Haltung. Unsere 
Forschungsfrage lautet daher: 
Welchen Einfluss besitzen das ökonomische Eigeninteresse und das politische 
Vertrauen auf die Zustimmung zur Vergesellschaftung großer, privater 
Wohnungsunternehmen unter der Berücksichtigung der Wirkung von Frames?
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Hintergrund und Forschungsfrage

Theorie

Hypothesen

OLS-Regression

Politisches Vertrauen

Die Zustimmung zu redistributiven Politiken und sozialstaatlichen Reformen wird stark 
vom Vertrauen in die Regierung beeinflusst (Gabriel und Trüdinger 2011, Macdonald 
2019). Insbesondere bei schwerer Abschätzbarkeit möglicher Folgen ist das politische 
Vertrauen im Sinne des Vertrauens in die politischen Entscheidungsträger*innen eine 
wesentliche Entscheidungsstütze (Hetherington und Husser 2012).

Framing
Die Sozialpsychologie geht davon aus, dass Individuen niemals rein rationale 
Entscheidungen treffen, sondern stets von Frames - Formulierungen und 
Interpretationsmustern - beeinflusst werden (Wehling 2016).
Priming bedeutet, dass durch Frames im Gedächtnis Wissenseinheiten stimuliert werden, 
die Meinungsbildungsprozesse beeinflussen (Kühne 2015). Eine Perspektive auf den 
Sozialstaat, die diesen als Gefahr für das Eigentum beschreibt, kann nur durch hohes 
politisches Vertrauen überbrückt werden (Macdonald 2019)

H3: Der Begriff “Enteignung” führt zu einer niedrigeren Zustimmung zur 
Vergesellschaftung großer, privater Wohnungsunternehmen als der Begriff 
“Vergesellschaftung”.

H2: Je höher das Vertrauen politische Vertrauen, desto höher die Zustimmung zur 
Vergesellschaftung großer privater Wohnungsunternehmen. 
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Vom 20.11.2019 bis zum 14.12.2019 wurde mittels einer CATI-Befragung die Berliner 
Wohnbevölkerung über 18 Jahre interviewt. Die Stichprobenziehung erfolgte durch eine 
zufällige Generierung der Telefonnummer und der Last-Birthday-Methode. Insgesamt 
wurden 892 vollständige Interviews geführt. Dies entspricht einer Ausschöpfungsquote 
von 13,4%. Die Analyse erfolgte mittels einer OLS-Regression.

Daten und Methoden

Politisches Vertrauen

Das politische Vertrauen, hier in die Berliner 
Landesregierung, besitzt unabhängig von der politischen 
Einstellung einen positiven Einfluss auf die Zustimmung 
zur Vergesellschaftung. Für das Vertrauen in die 
Bundesregierung gilt der gegenteilige Effekt, der zudem 
stärker ist als der des Vertrauens in die Berliner 
Landesregierung. 

Ökonomisches Eigeninteresse 
Eine sehr hohen Mietbelastungsquote (mind. 37,5%) 
führt zu einer sehr signifikant höheren Zustimmung zur 
Vergesellschaftung großer privater Wohnungs-
unternehmen im Vergleich zu Eigentümer*innen 
(Mietbelastungsquote von 0). Dies gilt auch für die 
Gruppe der politisch wenig oder nicht Interessierten. Für 
von Mieterhöhungen besonders Betroffene gilt dies 
nicht.

Framing-Moderation
Das Framing der Maßnahme moderiert den Effekt des 
politischen Vertrauens auf die Zustimmung. Es liegt 
somit nahe, dass “Enteignung” aufgrund der damit 
verbundenen Assoziationen das individuelle politische 
Vertrauen zu einer relevanteren Kategorie für die 
Einstellungsfindung zur Vergesellschaftung werden lässt.

Framing
Die Verwendung des Begriffs „Vergesellschaftung“ führt 
zu einer signifikant höheren Zustimmung als die 
Verwendung des Begriffs „Enteignung“.
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Abb.1: Meinungsbild der Befragten zur Vergesellschaftung großer privater Wohnungsunternehmen. Angaben in Prozent.
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H4: Je höher das politische Vertrauen, desto höher ist die Zustimmung zur “Enteignung” 
verglichen mit der Zustimmung zur “Vergesellschaftung”.
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Ergebnisse

Abb.2: Effekt der Mietbelastungsquote auf Zustimmung zur Vergesellschaftung

Abb.3: Effekt des Vertrauens in die Landesreg. auf  Zustimmung zur Vergesellschaftung

Abb.4: Effekt des Vertrauens in die Landesreg. auf die Zustimmung zur 
Vergesellschaft, getrennt nach Begriffswahl

Framing
● „Vergesellschaften“

● „Enteignung“

Die erste Hypothese kann nicht bestätigt werden. Die 
Nettomietbelastungsquote besitzt auch für politisch nicht Interessierte einen 
signifikanten Effekt auf die Zustimmung. Die zweite, dritte und vierte 
werden bestätigt. Insgesamt konnten maximal ca. 24% bzw. 27% der 
Varianz erklärt werden. Auf Grundlage der Übertragung bisheriger 
sozialstaatlicher Einstellungsforschung auf die Berliner 
Vergesellschaftungsdebatte stellen wir einen Einfluss des ökonomischen 
Eigeninteresses, des politischen Vertrauens sowie von Frames auf die 
Zustimmung zur Vergesellschaftung fest.

Zusammenfassung und Fazit


